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AUSSAGEVERWEIGERUNGSRECHT 
FÜR SOZIALPÄDAGOGEN 



- i e Diskussion um das Aussageverweigerungsrecht 
(Zeugnisverweigerungsrecht) ist nicht neu; neu 
ist die politische Brisanz, die das Aussagever- 
weigerungsrecht durch die Ereignisse um das Ge- 
org- von-Rauch-Haus gewonnen hat. 

Ist bisher, wenn überhaupt, diese Diskussion le- 
unter berufsständischen Interessen 
worden, so dringt es nun zunehmend in 
ias Bewußtsein der Sozialarbeiter und -Pädago- 



gen, daß das fehalende Aussageverweigerungsrecht 
eine Solidarisierung und damit eine Hilfe für 
die Klienten im Prinzip unmöglich macht. 

In diesem Heft werden wir am Beispiel des Georg- 
von-Rauch-Hauses beweisen, warum der Kampf um 
das Aussageverweigerungsrecht geführt werden 
muß. Wir werden auch über die rechtliche Situa- 
tion informieren, da weder die Ausbildungsstät- 
ten noch die Dienstherren die Sozialarbeiter 
über die Problematik aufklären. 



,ltende Recht vernichtet jeden Bürger zur 
, e vor dem Richter, nicht vor der Polizei 

ach nicht vor der Staatsanwaltschaft, 
ieser Verpflichtung ausgenommen sind nur 

.... ».1 *•»•» , - 
Prozeßordnung (ZPO) und die §§ 52-55 
ßordnung (StPO) eingreif en. 

dieser Verpflichtung sehen die §§ 383 « 

( 7PO) und 52-55 Strafprozeß- 

Z. { ; T.1U ~ - --r nae1 *- 

•schiedliche Voraussetzungen a 

in Angehörige des öffentlichen Dienstes 
iiter , Angestellte, Beamte) im Strafprozeß 
’eusen vernommen werden, so gilt § r 
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der bestimmt, daß für die "Vernehmung dieser Per- 
sonen über Umstände, auf die sich ihre Pflicht 
zur Amtsverschwiegenheit bezieht, sowie für deren 
Aussagegenehmigung das öffentliche Dienst-( Tarif-) 
recht anzuwenden ist. Die Angehörigen des Öffent- 
lichen Dienstes haben also im Strafprozeß keine 
weitergehenden Befugnisse zu schweigen, als das- 
Dienst- (Tarif-) recht ihnen einräumt. 



halb dieser Stände ausgedehnt werden, mag man das 
wegen der Tätigkeit oder der Vertrauensstellung 
noch so sehr für sachlich überzeugend halten. 

Eine ähnliche Regelung wie in der StPO finden 
wir in der ZPO, §§ 383 ff, nur daß hier das Zeüg- 
nisverweigerungsrecht auf den möglicherweise ein- 
tretenden Vermögensschaden abstellt. 



Nach § 52 StPO besteht ein Zeugnisverweigerungs- 
recht für nahe Angehörige des Beschuldigten. 
Desgleichen gemäß § 55 StPO, wenn sich der Zeuge 
selbst oder die in § 52, Abs. I StPO genannten 
Personen durch seine Aussage der Gefahr aussetzt, 
wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit ver- 
folgt zu werden. 

Das Recht zur Verweigerung der Zeugenaussage setzt 
jedoch die Glaubhaftmachung des Grundes voraus, 
wie es § 56 StPO für die Fälle der Verweigerung 
des Zeugnisses nach §§ 52,53 und 55 StPO fordert. 
Was dies im Hinblick auf eine mögliche Eigenbela- 
stung für Angehörige des Öffentlichen Dienstes 
für Folgen disziplinarischer Art hat, braucht 
nicht weiter ausgeführt zu werden. 



Zur Verweigerung der Zeugenaussage sind ferner 
die in § .53 StPO genannten Personen aufgrund ei- 
nes ihrem Stand eingeräumten Mandats berechtigt. 
Dazu gehören u.a. Seelsorger, Ärzte, Verteidiger, 
Notare, Wirtschaftsprüfer, Hebammen, Steuerbera- 
ter, Bundestags- und andere Abgeordnete, Inten- 
danten, Sendeleiter, Verleger. 

Den Schutz genießen gemäß § 53 a StPO auch Gehil- 
fen und in der Berufsausbildung Befindliche der 
in § 53 StPO genannten Gruppen. 



Diese Regelung ist demnach auch auf Sozialarbei- 
ter anzuwenden, sofern sie im Bereich Gesundheits- 
wesen ärztliche Hilfstätigkeiten ausüben und nicht 
aufgrund anderer Vorschriften, z.B. Bundesseuchen- 
gesetz, zur Aussage verpflichtet sind. 

Ein Recht auf Zeugnisverweigerung kann aufgrund 
der genannten Bestimmung keineswegs auf die ge- 
samte Arbeit eines Sozialarbeiters in der Abt. 
Gesundheitswesen ausgedehnt werden. Dies gilt 
auch für Kollegen, die aufgrund ihrer Anstellung 
bei kirchlichen Institutionen ein Zeugnisverwei- 
gerungsrecht geltend machen, nur in den Grenzen 
als Gehilfe des Seelsorgers. 



* Dem Schweigerecht aufgrund der Zugehörigkeit zu 
einem Berufsstand (Arzt, Pfarrer, Notar usw.) 
oder aufgrund der Sehilf enfunktion (§§ 53, 53a 
StPO) entspricht konsequenterweise die mit 
Strafe bedrohte Pflicht zum Schweigen: § 300 StGB. 



Was die ^eugenrolle eines Angehörigen des Öffent- 
lichen Dienstes angeht, macht es sich die StPO 
(§ 54) einfacher: Sie geht davon aus, daß er 
(wie jedermann) zur Aussage verpflichtet ist, 
da er im Strafprozeß keine weitergehenden Rechte 
und keine größere Eigenverantwortlichkeit haben 
darf, als das Dienst (Tarif) recht ihm ohnehin 
zuspricht, verweist § 54 StPO einfach auf die 
Rechtsstellung, die ihm das Dienst (Tarif) recht 
einräumt, unabhängig von der Art ihres 



Anstellungsverhältnisses. 

Für Beamte ist die Amtsverschwiegenheit wesent^^ 
licher Bestandteil des besonderen Treueverhält- 
nisses zum Staat, als Teil der sog. überkommenen 
Grundsätze des Berufsbeamtentums (Art. 33,5 GG 
in Verbindung mit dem Bundesbeamtengesetz §§ 61, 
62 , dem Bundesbeamtenrechtsrahmengesetz § 39 
und den jeweiligen landesbeamtenrechtiichen 
Regelungen • Diese Gesetze normieren nicht nur 
Umfang und Qualität der Amtsverschwiegenheit, 
sondern auch die Voraussetzungen für deren Dis- 
penz. 

Nach § 26 Landesbeamtengesetz Berlin (LBG) ist 
der Beamte verpflichtet, die ihm im Rahmen seiner 
amtlichen Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegen- 
heiten dritten gegenüber nicht mitzuteilen. 

Davon unberührt bleiben die gesetzliche Pflicht, 
strafbare Handlungen anzuzeigen, bei Gefährdung 



der freiheitlich demokratischen Grundordnung f^y^ 
deren Erhaltung einzutreten, sowie Mitteilungel® 
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung unterliegen. 

Nach § 27 LBG ist die Befreiung von der Amtsver- 
schwiegenheit zu erteilen, wenn die Aussage nicht 
dem Wohle des Bundes oder eines deutschen Landes 
Nachteile bereitet oder die Erfüllung öffentli- 
cher Aufgaben ernstliche gefährdet oder erheblich 
erschwert . 



Diese Regelung gilt auch für Angestellte aufgrund 
ihrer Arbeitsverträge und § 9 Bundesangestell+.en- 
tarif, sowie für Arbeiter im öffentlichen Dienst 
gemäß § 4 einer 1965 vom Berliner Innensenator 
erlassenen Dienstanordnung, sowie weiterer spe- 
zieller Regelungen, so z.B. in der Reichsversi- 
cherungsordnung, im Steuerrecht usw. 

Weitere Spezialvorschriften dazu sind: das Bun- 
desseuchengesetz, das Geschlecht skrankengeäetz, 
das Berliner Ausführungsgesetz zum JWG 



Die Ausnahmeregelungen, die nach den §§ 52,53 und 
53 a StPO für einen bestimmten Familien- oder Per- 
sonenstand gelten, können nicht auf Personen außer- 



Die beamtenrechtlichen Vorschriften, genauer Vor- 
schriften für Angehörige des Öffentlichen Dienstes, 
auf die § 54 StPO abstellt, machen grundsätzlich 
eine Aussagegenehmigung erforderlich. Die Entschei- 
dung der Behörde, die Aussagegenehmigung nicht zu 
erteilen, ist für den Richter bindend! 

Wir haben bereits in der SPK-Sondernummer "Sozial- 
arbeit zwischen Bürokratie und Klient”, Januar 70, 
auf die Konsequenzen der Konstruktion Amtsgeheim- 
nis/Schweigepflicht/Aussageverpflichtung hinge- 
wiesen • 

^Wenn auch immer wieder von der Bürokratie wort- 
reich dementiert, so dient das Amts gehe imnl s^aujar 
schließlich dem Schutz des Staates v ]Bei der but^ 
terweichen Formulierung der Versagungsgründe des 
§ 27 DBS bedarf es keiner ausgeprägten Phantasie, 
um sich jede der Bürokratie opportun erscheinende 
Interpretationsmöglichkeit vorstellen zu können. 

Der Sozialpädagoge, ob Lehrer, Erzieher, Kinder- 
gärtnerin, Sozialarbeiter, kann aufgrund der bis- 
herigen Praxis nicht damit rechnen, daß die Büro- 
kratie die Aussagegenehmigung mit Hinweis auf die 
Interessen der Klienten den Gerichten gegenüber 
verweigert. Der betroffene Sozialpädagoge kann 

sich auch nicht darauf berufen, daß er Informatio- 
nen nur aufgrund des besonderen Vertrauensver- 
hältnisses vom Klienten erhalten hat und daß bei 
Preisgabe dieser Information durch erzwungene 
Zeugenaussage die zukünftige Arbeit nicht nur er- 
schwert, sondern verhindert wird. Auch die so lie- 
bevoll gepflegte Unterscheidung zwischen Ornungs- 
und Leistungsverwaltung hilft bei der gegenwärti- 
gen Rechtslage nicht weiter. 

Dem Angehörigen des Öffentlichen Dienstes ist es 
verwehrt, gegen den Verwaltungsakt, und um einen 
solchen handelt es sich bei der Erteilung der 
Aussagegenehmigung, den Verwaltungsgerichtsweg 
einzuschlagen. Die Voraussetzung dafür wäre, daß 
er durch eine Maßnahme der Verwaltung gemäß § 42 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in seinen Rech- 
ten beeinträchtigt (beschwert) ist. 

Jüach herrschender Rechtsauffassung ist der A nge- 
hörige des öffentlichen Di ejqst es, Punkt i onst rä- 
ger, Werkzeug, mit dem die Verwaltung tätig wird. 

% 

Beschwert ist durch die Aussagegenehmigung dem- 
nach nicht er, der Sozialarbeiter, Lehrer usw., 
sondern nur der Klient als Adressat des Verwal- 
tungsaktes, gegen oder für den ausgesagt werden 
muß. Was dem Sozialarbeiter bleibt, ist, die Be- 
hörde zu bitten, ihre Entscheidung nochmals zu 
überdenken, d.h., er kann "remonstrieren”. 

Die Ereignisse im Bezirksamt Kreuzberg haben ge- 
zeigt, daß demonstrieren erfolgversprechender 
ist . 
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Wer bisher - gemäß seinem in der Ausbildung ver- 
mittelten Selbstverständnis - glaubte, tatsäch- 
lich die Interessen der Klienten mit denen des 
Staates in Einklang, bringen zu können, wird bei 
der Betrachtung der Rechtslage feststeilen müs- 
sen, daß dieser Anspruch nur aufrecht zu erhal- 
ten ist, 'wenn man das Staatsinteresse mit dem 
der Klienten gleichse tzt . 

An dieser Situation ändert auch nichts, daß in 
Ehescheidungen einige Gerichte Sozialarbeitern 
nach § 383,5 ZPO ein Zeugnisverweigerungsrecht 
aus persönlichen Gründen bezüglich der anver- 
trauten (nicht aller) Tatsachen einräumten. 

Da es sich zudem nicht um höchstrichterliche 
Entscheidungen handelt, haben sie auch keinen 
rechtsverbindlichen Charakter. 

Eine analoge Anwendung auf die StPO ist nicht 
möglich. 

Das Ausführungsgesetz zum Jugendwohlfahrtsge- 
setz in Berlin wird nicht nur von «Juristen häu- 
fig als Ansatz für ein Zeugnisverweigerungs- 
recht hochgelobt. Eine genauere Auseinanderset- 
zung mit dem § 61 AG JWG läßt jedoch keine der- 
art optimistische Interpretation zu. (Was den 

§ 61 AG JWG von anderen Rechtsvorschriften unter- 
scheidet, ist die Tatsache, daß der Gesetzgeber 
bei Abfassung der Norm davon ausging, daß ein 
Klienteninteresse existiert. Das Abwägen der 
Interessen ist übrigens im Steuerrecht schon 
lange verankert.) 

§ 61 , Abs. 1 AG JWG entpuppt sich als eine wort- 
reich verbrämte Umschreibung des existenten Zu- 
standes, ^enn "eine Rechtspflicht zur Mitteilung” 
besteht immer dann, wenn die Genehmigung zur Aus- 
sage vorliegt. Nichts anderes formuliert auch Abs. 
2c. Aus Abs. 2a wird überdies deutlich, daß das 
so oft beklagte fehlende Kindes- und Minderjähri- 
genrecht auch im AG JWG nicht ansatzweise formu- 
, liert wurde: nur der Personensorgeberechtigte 
i kann die Erziehungsberatung von der Verschwiegen- 
heitspflicht entbinden. 

Punkt d schließlich operiert verbal mit dem Wohl 
des Minderjährigen und schafft die Voraussetzung, 
daß alles beim alten bleibt, nur trifft die Ent- 
scheidung über die Aussagegenehmigung nicht das 
Rechtsamt, sondern der Dezernent (Stadtrat). 

Die Formulierungen des § 61 AG JWG lassen nicht 
einmal die Möglichkeit der Interpretation zu. 
Eindeutig ist, daß dem Sozialpädagogen kein Recht 
auf eigene Entscheidung eingeräumt ist. 

Über die der Sozialarbeit dekretierte Aufgabe, 
für den Staat soziale Kontrolle auszuüben, muß 
in diesem Zusammenhang noch vertieft eingegangen 
werden. 

Am Problem Amtsverschwiegenheit/Aussageverpf lic£- • 
tung wird besonders deutlich, daß sich der Sozial- 



Pädagoge aufgrund aes bestehenden Rechts 
^eite des Staates - gegen die Interessen 
Klienten - zu steilen hat. 

Die Verpflichtung zur Zeugenaussage stellt jedoch 
nur die Zuspitzung täglicher Amtspraxis dar, ei- 
ner Praxis, die in Form von Berichten, Stellung- 
nahmen und Vermerken permanent Aussagen über 
Klienten macht, Aussagen, die hinsichtlich ihrer 
Verwendung gegen den Klienten der Kontrolle des 
Sozialpädagogen entzogen sind. Jeder von uns 
weiß, daß unsere Stellungnahme im Wege der Amts- 
hilfe an andere Institutionen einschließlich Ge- 
richte gelangen, daß der Inhalt von Akten der 
Familienfürsorge, Heimberichte usw. die Grundlage 
für die Stellungnahmen der Jugendgerichtshilfe 
bilden, daß sie für Strafart und -maß vor den Ju- 
gendgerichten mitbestimmend - wenn nicht gar ent- 
scheidend - sind. i 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß es 
dem einzelnen Sozialpädagogen nicht möglich ist, 
dieses System der sozialen Kontrolle und Diszpli- 
nierung der Klienten individuell zu unterlaufen. 

Das fehlende Aussageverweigerungsrecht für Sozi- 
alpädagogen hat zudem die Funktion, uns an die 
Verwaltung zu binden und zu ihren Handlangern zu 
machen, entgegen unserem Berufsanspruch. 

Jede strafbare Handlung, angefangen bei Abtrei- 
oungen, müssen wir zur Anzeige bringen, unabhän- 
gig davon, ob damit unsere Arbeitsgrundlage zer- 
stört wird oder nicht. 

Wir können für uns noch nicht einmal § 55 StPO be- 
anspruchen, d.h. uns ist ein Zeugnisverweigerungs- 
recht aufgrund einer Eigenbelastung verwehrt, weil 
in diesem Fall unser Dienstherr gezwungen wäre, 
sofort disziplinarisch gegen uns vorzugehen. 



Juristisch gesehen, und das ist der im Konfliktfall ent- 
scheidende Gesichtspunkt, bd*teht zwischen Sozialarbeiter 
und Klient kein besonderes Verhältnis, das etwa den 
Sozialarbeiter legitimieren würde, das Interesse des 
Klienten zu vertreten^ sondern es besteht ein Gewalt- 
Verhältnis zwischen Staat und Klient. In diesem Verhältnis 
ist der Sozialarbeiter ausführendes Organ und als sol- 
ches Teil des Staatsapparates"! Das heißt praktisch, daß 
dem Sozialarbeiter nicht die Institution zur Verfügung 
steht, demit er dem Klienten besser helfen könnte, son- 
dern daß die Institution den Sozialarbeiter anwendet, 
um den Klienten effektiver kontrollieren und diszi- j 
plinieren zu können. 

Diese Tatsachen sind allgemein bekannt. Dennoch ist ge- 
rade die methodische Sozialarbeit mit ihrem Grundbe- 
gri r f der "helfenden Beziehung" beständig in der Ge- 
f hr i ein solches besonderes Verhältnis zwischen 
Sozialarbeiter und Klient zu konstruieren, wobei 
'ern eine Parallele zum Arzt - Patient Verhältnis ge- 
zogen wird. 
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.'/ährend jedoch die Besonderheit des Arzt-Patient Ver- 
hältnisses ihren juristischen Ausdruck in der Schwei- 
gepflicht des Arztes hat, ist ein "besonderes Ver- 
hältnis" in der oozialarbeit juristisch nicht existent 
sondern ist lediglich eine aus berufsethischen Grund- 
sätzen abgeleitete Privatauffassung. Damit ist gleich- 
zeitig gesagt , daß die auf diesen Grundsätzen aufge- 
baute Methodenlehre ebenso Privatsache der Sozial- 
arbeiter ist. 




AGJWG §61 

Sonstige Bestimmungen, § 61 Verschwiegenheits- 
pflicht 

( 1 ) Werden dem «Jugendamt im Rahmen seiner Fach— 
aufsicht Tatsachen bekannt, deren Offenbarung 
zur Erfüllung der ihm übertragenen gesetzlichen 
Aufgaben nicht erforderlich ist, so ist es be- 
rechtigt, die Auskunft über die Tatsachen zu ver- 
0 s sei denn, daß eine Rechtspflicht zur 
Mitteilung besteht. 

(2) Die Fachkräfte der Erziehungsberatungsstelle 
sind zur Verschwiegenheit über solche Tatsachen 
verpflichtet, die bei der Untersuchung des Min- 
derjährigen festgestellt oder die ihnen in 'ihrer 
Eigenschaft als Erziehungsberater von den Perso- 
nensorgeberechtigten oder den Minderjährigen an- 
vertraut worden sind. Die dienstliche Berichter- 
stattung an Vorgesetzte bleibt unberührt. Den 
Fachkräften stehen ihre Gehilfen, ihre Vorgesetz- 
ten und die Personen gleich, die zur Vorbereitung 
auf den Beruf an der Tätigkeit der Erziehungsbera« 
tungsstelle teilnehmen. Die Verschwiegenheits- 
pflicht erstreckt sich auf die Überlassung von 
Aufzeichnungen, welche die zur Verschwiegenheit 
verpflichteten Personen über die Untersuchungen 
und die ihnen anvertrauten Mitteilungen gemacht 
haben. Die Offenbarung ist nicht unbefugt, wenn 

a) die Personensorgetfrechtigten die Erziehungs- 
beratung von der Verschwiegenheitspflicht ent- 
bunden haben, 

b) die Erziehungsberatungsstelle einen Minderjäh- 
rigen im Aufträge eines Gerichts, einer Fach- 
abteilung des Jugendamtes oder einer anderen 
Behörde untersucht und die Personensorgebe- 
rechtigten über diesen Auftrag vorher unter- 
richtet worden sind. 

c) eine Rechtspflicht zur Mitteilung besteht, 

d) eine dem Wohle eines Minderjährigen unmit- 
telbar drohende Gefahr auf eine andere Weise 
nicht abgewendet werden kann. Hierüber ent- 
scheidet das für das Jugendwesen zuständige 
Mitglied des Bezirksamtes. 



Allerdings, das wird am Beispiel des fehlenden Aussage- 
verweigerungsrechts einmal mehr deutlich, bleibt diese 
"Privatauffassung" für den Klienten nicht folgenlos. J 



Die Redeweise von der "helfenden Beziehung" von 
"Anamnese" "Diagnose" und "Therapie" vermittelt den 
Anschein politischer Neutralität der Sozialarbeit. 

Das kann beim Klienten die Illusion wecken, daß seine 
"Fallgeschichte" vom Sozialarbeiter ebenso "neutral" 
und vertraulich behandelt werden könnte wie etwa vom 
Arzt. Während der Sozialarbeiter tatsächlich Informati- 
onen im Auftrag einer politischen Institution sammelt 
und außerdem keinen Einfluß auf die Verwendung der von 



AUSZUG AUS DER StPO 

§ 52 (Zeugnisverweigerungsrecht) 

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind 
berechtigt 

1. der Verlobte des Beschuldigten; 

2. der Ehegatte des Beschuldigten, auch wenn die 
Ehe nicht mehr besteht; 

3. wer mit dem Beschuldigten in gerader Linie 
verwandt, verschwägert oder durch Annahme an 
Kindes Statt verbunden oder in der Seitenlinie 
bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum 
zweiten Grade verschwägert ist, auch wenn die 
Ehe, durch welche die Schwägerschaft begründet 
ist, nicht mehr besteht. 

( 2 ) Die bezeichneten Personen sind vor jeder 

Vernehmung über ihr Recht zur Verweigerung des 

Zeugnisses zu belehren. Sie können den Verzicht 

auf dieses Recht auch während der Vernehmung 

widerrufen . 

§ 53 

( 1 ) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner 
berechtigt 

1. Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigen- 
schaft als Seelsorger anvertraut oder bekannt 
geworden ist; 

2 . Verteidiger des Beschuldigten über das, was 
ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut worden 
oder bekannt geworden ist; 

3» Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare, Wirt- 
schaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Steuer- 
berater und Steuerbevollmächtigte, Ärzte, 
Zahnärzte, Apotheker und Hebammen , über das, 
was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut 
worden oder bekannt geworden ist; 

4. Mitglieder des Bundestages, eines Landtages 
oder einer zweiten Kammer über Personen, die 
ihnen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder 
dieser Organe oder denen sie in dieser Eigen- 
schaft Tatsachen anvertraut haben, sowie über 
diese Tatsachen selbst; 

5« Redakteure, Verleger, Herausgeber, Drucker 
und andere, die bei der Herstellung oder Ver- 
öffentlichung einer periodischen Druckschrift 
mitgewirkt haben, über die Person des Verfas- 
sers, Einsenders oder Gewährsmanns , einer Veröf- 
fentlichung strafbaren Inhalts, wenn ein Redak- 



ihm erhobenen Daten hat. 

Das gilt für dei Sozialarbeit allgemein, ie meth. 'ir.c.t.*- 
Arbeit ist hier nur insofern hervorgenoben, als ~or 
Methodiker natürlich noch mehr aus een Klienten r <:f- 
holt,d.h. daß er in der subjektiven berzeurung •■■■- 
durch besser helfen zu können, objektiv gesehen ein 
verfeinertes Kontrollins trument anvvereet. 
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teur der Druckschrift wege n cieocr Veröffentli- 
chung bestraft ist oder seiner Bestrafung Kei- 
ne Hindernisse entgegenstehen; 

6 . Intendanten* Sendeleiter und andere, die bei 
der Vorbereitung oder Durchführung von Rund- 
funksendungen mitgewirkt haben, über die Per- 
son des Verfassers, Einsenders oder Gewährs- 
manns einer Rundfunksendung strafbaren Inhalts 
wenn ein für die Sendung Verantwortlicher we- 
gen dieser Sendung bestraft ist oder seiner 
Bestrafung keine Hindernisse entgegenstehen; 
über die Person des Verfassers, Einsenders 
oder Gewährsmanns, die selbst im Rundfunk 
spricht, darf das Zeugnis nicht verweigert 
werden . 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 2 und 3 Genannten dür- 
fen das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie 
von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit 
entbunden sind. 

§ 54 (Aussagegenehmigung für Beamte) 

(1) Für die Vernehmung von Richtern, Beam- 
ten und anderen Personen des öffentlichen Dien- 
stes als Zeugen über Umstände, auf die sich ihre 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bezieht, und für 
die Genehmigung zur Aussage gelten die besonderen 
beamtenrechtlichen Vorschriften. 

(2) Für die Mitglieder der Bundes- oder einer 
Landesregierung gelten die für sie maßgebenden 
besonderen Vorschriften. 

( 3 ) Der Bundespräsident kann das Zeugnis ver- 
weigern, wenn die Ablegung des Zeugnisses dem 
Wohl des Bundes oder eines deutschen Landes Nach- 
teile bereiten würde. 

( 4 ) Diese Vorschriften gelten auch, wenn die 
vorgenannten Personen nicht mehr im Öffentlichen 
Dienst sind, soweit es sich um Tatsachen handelt, 
die sich während ihrer Dienstzeit ereignet haben 
oder ihnen während ihrer Dienstzeit zur Kenntnis 
gelangt sind. 

§ 55 (Auskunftsverweigerungsrecht) 

(1) Jeder Äeuge kann. die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihm selbst 
oder einem der in § 52 Abs. 1 bezeichneten Ange- 
hörigen die Gefahr zuziehen würde, wegen einer 
Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt 
zu werden. 



in eigener Sache 
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politisch neutral. Das fehlende 
c ; r. eiet darauf hin, daß der 
tand dem Kontrollinteresse des 
/orrang vor den Interesse des 
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z vor her griffen des . taates gibt. 



T ' : - , 'ir:zu.;,'fü..Tt werden saus filtern Grund! Denn etwas 
hnlicnee ie ein „eugnisverweigerungsrecht für Sozial- 
‘ r ” " ^ r ’ re. e ,ias erleichtern, was der gegenwärtige 

-.ec:. *. szus tani verhinn ern .soll : Die Jolidarisierung mit 
len r lienten. 

Bezeichnenderweise wird der dozialarbei ter in der 
.riusbi j. oung au: seine prekäre rechtliche losition 
kaum oder gar nicht vorberei tet . Das hat zur Folge, 
daß der einzelne darauf angewiesen ist , individuell zu 
entscheiden , welche Informationen er weitergibt und 
welche Aussagen er im konfliktfall macht. 

Der ochutz von Klienteninteressen hängt demnach von 
dem persönlichen Vermögen oder Unvermögen des Sozial- 
arbeiters ab, im Konfliktfall dem institutioneilen 
Druck standzuhalten. Daß ein solches Unternehmen in 
der Regel zuungunsten des Klienten ausgeht , bedarf 
kaum einer Erläuterung. Es kann nicht erwartet werden, 
daß ein Aussageverweigerungsrecht die Funktion der 
Sozialarbeit grundlegend ändern würde, aber die Er- 
kampfung eines solchen Rechts wäre- ein Schritt dazu, 
daß die Interessen des Klienten überhaupt vertreten 
werden könnten ! 

Eine Änderung des gegenwärtigen Rechtszus tandes- 
darauf läuft die Forderung nach dem Aussageverweigerungs- 
recht hinaus-wird sicher nur dann zu erreichen sein, 
wenn Sozialarbei ter, die bereit sind sich für die Inte- 
ressen der Klienten zu engagieren, massiven Druck auf 
Gewerkschaften und Parteien ausüben können. 



V» ir haben jetzt einen Sekretär, der die Büroarbei 
ten erledigt und Anfragen beantwortet. 

Wir bitten, sämtliche telefonische Anfragen 
bezüglich der SPK mittwochs zwischen 
12 - 16 Uhr zu erledigen. Außerhalb dieser 
Zeit ist das Büro nicht besetzt. 

Obwohl wir es leid sind; die nicht gerade ^lei- 
ne Gruppe Zahlungssäumiger Leser immer wieder 
anzusprechen, bitten wir nochmals um pünktliche 
Bezahlung der Zeitung. 

Neue Abonnenten erhalten nach Bezug der 
ersten Nummer eine Rechnung. 

Wird der Betrag nicht innerhalb von 
drei Wochen auf unser Poäscheckkonto über- 
wiesen, wird der weitere Versand ohne vorherige 
Mahnung eingestellt. 

Wir bitten nochmals, uns keine Schecks zuzu- 
schicken - da wir sie erst einlösen müssen - 
sondern die Beträge ausschließlich auf unser 
Postscheckkonto K.H. Kube -Sonderkonto- 
Berlin-West 34 20 08 zu überweisen. (Immer 
mit Angabe des Namens des Kontoinhabers!) 



Anzeige : 

Sozialarbeiter für Abenteuerspielplatz 
gesucht , Vollbezahlung bei ca. 33 Arbeits- 
stunden pro Woche. Tel. 4 61 39 27 



ACHTUNG : 

NEUES POSTSCHECKKONTO 

beachten: 

LETZTE SEITE 



Anzeige 



Sozialarbeiter, 24 J., z.Z. im Anerkennungs iahr 

(Verw.Prakt. Examen Febr. 72 an dpr wh<? 
feld, sucht ab Okt. 72 Arbeit tn ein! Sn? 1 ? 1 ?* 
tiv auch Neuaufbau, Erfahrungen vorhanden" “ 

Möglichst im Raum NRW 6 en# 

Zuschriften an die SPK 



Anzeige : • 

Proletarische Vorschulerziehung 
Sozialistische Gruppe sucht zum Herbst72 
für Kindergartenarbeit im institutioneilen 
Rahmen 4 Kindergärtnerinnen und eine Sozial- 
pädagogin oaer Jugendleiterin. 

Kontaktauf nähme unter Tel.o611/6P 39 ^5 

Anzeige^ 

Hauptschü 1er 

Projektgruppe plant mit Hauptschülern 
der^.Kl.ein Beruf svorbereitungspro jekt , 
evtl, im Zusammenhang mit dem Fach Ar- 
beitslehre oaer auch nur außerschulisch. 

Ziel für die Hauptschüler: politisch 
bewußtere , real istische Einschätzung ihrer 
spateren Lenrlingssituat ion. Suchendrin- 
gena Hinwe ise , Materialien, Erfahrungs- 
austausch. 

Kontaktaaresse: Lappe/wolf f , 3 4 Göttingen 
Brauweg 2 



Anzeige 

Kritische Krankenschwester (25 Jahre) mit Absicht 
Sozialpädagogin zu werden, sucht in Hamburg Ar- ’ 
beit mit Vorschulkindern bzw. Jugendlichen, um 
praktische Erfahrungen sammeln zu können. 

Tel. in Hamburg 0411/34102 483 oder schriftlich: 
Ute Hilgenberg, 3550 Marburg, Ketzerbach 51 # 



Anzeige : 

Berufspraktikant sucht per 1.9.72 Praktikums 
stelle für drei Monate. Voraussetzung: 
Sozialistische Berufspraxis. * 

Zuschriften bitten wir an die Redaktion der 
'SPK* zu senden. 



